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v.i.S.d.P. Pia Müller, ver.di Rheinland-Pfalz-Saarland, Münsterplatz 2-6, 55116 Mainz 

Wettbewerb um Namen des Newsletters 
der ver.di Frauen entschieden 
Der Newsletter der ver.di Frauen hat ein neu-
es Lay-Out. Nachdem die beiden Landesbezir-
ke Rheinland-Pfalz und Saarland 2015 zu-
sammengegangen sind, sollte es einen ge-
meinsamen Newsletter geben.  
 

Aber welchen Namen sollte der Newsletter 
haben? Kurzerhand wurde in 2016 ein 
Ideenwettbewerb ausgeschrieben. Es gingen 
fünfundfünfzig Antworten ein.  
 

Der neue Name sollte möglichst einfach und 
pfiffig sein. Den Zuschlag erhielt der Vor-
schlag ver.die. Vier Frauen waren un-
abhängig voneinander auf die Idee ge-
kommen, ver.di ein „e“ anzuhängen. Dafür 
gab es ein kleines Dankeschön. Das die sollte 
farblich hervorgehoben werden. Lila und rot 
waren in der engeren Wahl – die Frauen ent-
schieden sich für rot! 
 

Maria Pilliger, eine der Gewinnerinnen des Wettbe-
werbs,  und Pia Müller, Landesfrauensekretärin  

Internationaler Frauentag  
Fünfundzwanzig gewerkschaftliche Veran-
staltungen und Aktionen konnte der DGB für 
Rheinland-Pfalz und Saarland ankündigen. 
Auch  in vielen Dienststellen und Betrieben 
war die Benachteiligung von Frauen Thema. 
 

Knapp hundert, vorwiegend junge Leute 
besuchten die Veranstaltung Antifeminis-
mus von rechtsaußen, zu der DGB und 
Frauenbündnis Rheinland-Pfalz ins DGB-Haus 
in Mainz eingeladen hatten. In Kaiserslautern 
sahen über hundert BesucherInnen   den Film 
Unerkannte Heldinnen, den ver.di im Uni-
on-Kino zeigte. Sehr gut besucht war auch 
das Tribunal gegen Altersarmut von 
Frauen in Bad Kreuznach.  Wie immer war 
auch das  Frauenfrühstück in Saarbrücken 
ein Publikumsmagnet. Parallel gab es Stände 
in der Saarbrücker Innenstadt. ver.di-Kolle-
gInnen demonstrierten für einen Entlas-
tungstarifvertrag in Krankenhäusern. 
   

 

Die Stärkung der gesetzlichen Rente war 
Anliegen vieler Aktionen. Das Rentenniveau 
sinkt zwischen 2000 und 2030 auf 43%.  


